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Im Berichtszeitraum hat PRO ASYL eini-

ges erreicht und war vor allem in folgen-

den Bereichen aktiv:

■ Bleiberechtskampagne:

Die vor fünf Jahren von PRO ASYL gestar-

tete Kampagne hat einen Teiler folg er-

zielt. Der Einsatz für eine umfassende

Bleiberechtsregelung wird fortgesetzt.

■ Zuwanderungsgesetz:

Mit Stellungnahmen, Presseerklärungen

und Einzelfalldokumentationen hat PRO

ASYL die Öffentlichkeit informiert und

Lobbyarbeit gegen drohende Verschär-

fungen geleistet.

■ Ausweitung der Europaarbeit:
Der zunehmenden Abschottung Europas

setzt PRO ASYL die grenzüberschreiten-

de Kooperation mit europäischen Flücht-

lingsorganisationen entgegen. Recher-

chereisen an EU-Außengrenzen wurden

durchgeführt.

■ Kooperationsprojekte gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus: 

z.B. mit der »Aktion Mensch«, der Inter-

nationalen Woche gegen Rassismus und

zum Tag des Flüchtlings 2006.

■ Untersuchung zur mangelhaften Quali-
tät der Entscheidungen des Bundesamts
für Migration und Flüchtlinge.

■ Prozessbeobachtung im Verfahren um

den Tod des Asylsuchenden Oury Jalloh.

■ Erfolgreicher Einsatz gegen das Aus-
lieferungsverfahren eines türkischen Op-

positionellen.

■ UN-Kinderrechtskonvention: 

Zum 15. Jahrestag der Ratifizierung

mahnte PRO ASYL in einem offenen Brief

an die Bundeskanzlerin die Einhaltung

der Kinderrechte an.

■ Rechtshilfefonds: 

In mehr als 300 Einzelfällen konnte PRO

ASYL helfen.

■ Bundesweiter Informationsdienst und
Einzelfallhilfe: 

PRO ASYL wird zunehmend angefragt.

■ Stiftung PRO ASYL:

Der Preis der Stiftung PRO ASYL für muti-

ges Eintreten für die Menschenrechte

wurde erstmals vergeben: Geehrt wur-

den in 2006 der Kapitän Stefan Schmidt

von der früheren Cap Anamur und Ferenc

Köszeg, Menschenrechtler aus Ungarn.

Während PRO ASYL vor zwei Jahrzehn-

ten angetreten ist, das bundesdeutsche

Asylrecht zu erhalten, steht heute der

Flüchtlingsschutz in ganz Europa zur Dis-

position. Bei der Tagung »Kein Ort. Nir-

gends?«, die zum Jahrestag vom 8. bis

10. September 2006 in der Evangeli-

schen Akademie Tutzing stattfand, be-

fassten sich Experten aus den Ländern

Europas mit der Frage, wie Flüchtlinge

grenzübergreifend geschützt werden kön-

nen. Erstmals wurde während der Tagung

der Menschenrechtspreis der Stiftung

PRO ASYL, die PRO-ASYL-Hand, verge-

ben. 

20 Jahre Flüchtlingsarbeit waren für PRO

ASYL auch ein Anlass, sich bei allen zu

bedanken, die die Arbeit unterstützt ha-

ben. Zum 29. und 30. September 2007

lud PRO ASYL zu einem Fest mit Musik-

konzerten, Film- und Theatervorführung

und der Vorstellung des zum Jubiläum

veröffentlichten Buches »Vom Fliehen

und Ankommen – Flüchtlinge erzählen«

nach Frankfurt/M. ein. PRO ASYL dankt

allen Mitgliedern, Aktiven und nicht zu-

letzt Flüchtlingen für die Mitwirkung an ei-

nem gelungenen Zusammentreffen.

Erfreulich ist: Die Solidarität mit Flücht-

lingen ist in Deutschland ungebrochen.

Mehr als 13.000 Menschen unterstüt-

zen den Förderverein PRO ASYL. 
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Nach den ersten Erfahrungen mit der 

innenministeriellen Bleiberechtsregelung

ist zu befürchten, dass beide Regelun-

gen zusammen möglicherweise weniger

als ein Fünftel der Betroffenen auf die 

sichere Seite des Bleiberechts bringen

werden. Mit Hilfe von Einzelfallberatung,

mit politischem Druck und durch die juri-

stische Klärung offener Fragen müssen

sich jetzt die Unterstützer der Flüchtlinge

vor Ort und ihre Anwälte dafür einsetzen,

dass die Bleiberechtsregelung nicht leer

läuft.

Trotz aller Schwierigkeiten: Auch Teiler-

folge soll man nicht klein reden. Einige

derer, die ihr Gesicht im Rahmen der

PRO ASYL-Plakatkampagne »Hier geblie-

ben« gezeigt und ihr Leben geschildert

haben, haben inzwischen eine Aufent-

haltserlaubnis oder zumindest gute Aus-

sichten auf das Bleiberecht. Dafür sind

nicht zuletzt auch die vielfältigen Aktio-

nen des Jugendnetzwerks »Jugendliche

ohne Grenzen« (JOG) verantwortlich, die

das Thema Bleiberecht beharrlich und

phantasievoll auf der Tagesordnung ge-

halten und keinem Innenminister gestat-

tet haben, es zu verdrängen. Von PRO

ASYL unterstützt, sind die JOG-Aktiven zu

den jeweiligen Veranstaltungsorten der

Innenministerkonferenzen gereist und

haben unter dem Slogan »Hier geblie-

ben!« Kongresse, Demonstrationen und

weitere medienwirksame Aktionen orga-

nisiert und durchgeführt.

ZUWANDERUNGSGESETZ – 
STELLUNGNAHMEN VON PRO
ASYL GEGEN EINE GEPLANTE
VERSCHÄRFUNG

Kaum war das Zuwanderungsgesetz ein

Jahr in Kraft, hat die große Koalition eine

umfassende Revision eingeleitet. In den

Fokus der avisierten Änderungen gerie-

ten jedoch weniger die offensichtlichen

Mängel des noch von Rot-Grün entworfe-

nen Gesetzes – wie das Fortbestehen

der Kettenduldungen – als vielmehr eine

lange Verschärfungsliste aus dem Innen-

ministerium.

Im Januar 2006 hat das Innenministe-

rium einen Gesetzentwurf zur Änderung

des Zuwanderungsrechts vorgelegt. PRO

ASYL hat den Entwurf einer umfassen-

den Kritik unterzogen und in einer Stel-

lungnahme herausgearbeitet, dass es

sich dabei nicht lediglich um die Umset-

zung von EU-Richtlinien handelt. Der Ge-

setzesentwurf führt vielmehr zu mehr Ab-

schottung, mehr Haft und weniger Inte-

gration. Aus Sicht von PRO ASYL ist es

besonders bedenklich, dass Flüchtlinge

künftig flächendeckend an den Grenzen

in Haft genommen werden sollen und

Zu den Aktivitäten im Einzelnen:

BLEIBERECHTSKAMPAGNE – 
EIN TEILERFOLG VERPFLICHTET

Das Ende des Jahres 2006 hat eine

überraschende Wendung gebracht: Die

Regierungskoalition in Berlin einigte sich

am 14. November auf eine gesetzliche

Bleiberechtsregelung. Die Bleiberechts-

kampagne, initiiert von PRO ASYL und

unterstützt von einem breiten Aktions-

bündnis, zeigte Wirkung. PRO ASYL hat

immer wieder deutlich gemacht, dass

das Zuwanderungsgesetz an der Proble-

matik der Dauergeduldeten praktisch

nichts geändert hat. Der Legitimations-

druck auf die Innenminister und die 

Regierungskoalition hat sich permanent 

erhöht. Trotzdem kam die Ankündigung

für eine bundesgesetzliche Bleiberechts-

regelung überraschend – auch für die In-

nenminister, die umgehend eine Blocka-

de im Bundesrat ankündigten.

Wenige Tage nach dem 14. November

2006 hat die Innenministerkonferenz

eine eigene Bleiberechtsregelung be-

schlossen. PRO ASYL hat diesen Be-

schluss sofort als unzureichend und un-

sozial kritisiert, denn seine Kriterien sind

restriktiv und für viele Menschen uner-

füllbar. PRO ASYL hat den Bundesgesetz-

geber aufgefordert, eine humanere bun-

desgesetzliche Bleiberechtsregelung zu

gestalten.

In einer 100-Tage-Zwischenbilanz hielt

PRO ASYL im Februar 2007 fest, wie 

wenige Aufenthaltserlaubnisse bis dahin 

erteilt worden waren und welche Nega-

tivtrends sich abzeichneten. Im Februar

2007 wurden die Inhalte der bundesge-

setzlichen Bleiberechtsregelung auch auf

dem politischen Markt bekannt. Die Blei-

berechtsregelung sollte als Bestandteil

eines Gesetzes zur Umsetzung aufent-

halts- und asylrechtlicher Richtlinien der

EU umgesetzt werden. 

Viele Probleme aus dem Beschluss 

der Innenministerkonferenz (IMK) wer-

den aber fortgeschrieben. Positiv ist,

dass die bisher Geduldeten eine befri-

stete Aufenthaltserlaubnis anstelle einer

Duldung erhalten sollen. Das hilft vor 

allem bei der Arbeitssuche. Gnadenlos

allerdings geht der Beschluss mit alten

Menschen, Erwerbsunfähigen und Behin-

derten um. Sie sollen auch ohne öffentli-

che Leistungen ihr Auskommen sichern.

Für Jugendliche führt die Bleiberechtsre-

gelung zu einem besonderen Dilemma:

Über 14-jährige können ein Bleiberecht

bekommen, auch wenn die Eltern aus

der Regelung herausfallen – unter einer

Bedingung: Ausreise der Eltern.
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DAS EUROPAPROJEKT 
VON PRO ASYL 

Von Dezember 2005 bis Ende Mai 2007

koordinierte PRO ASYL zum zweiten Mal

ein transnationales EU-Projekt in Zusam-

menarbeit mit Partnerorganisationen in

den EU-Mitgliedsstaaten Polen, Tschech-

ien, Slowakei, Ungarn, Slowenien und

Österreich. Die achtzehnmonatige Pro-

jektlaufzeit gab den Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern die Möglichkeit, ihre Koope-

ration zu vertiefen und eine gemeinsame

Lobbyinitiative zu entwickeln. Dem För-

derverein und der Stiftung PRO ASYL war

es ein besonderes Anliegen, im Rahmen

des Projekts Stellen bei den europäi-

schen Partnern zu sichern bzw. zu schaf-

fen.

Dublin II

Das Projektteam dokumentierte unter der

Leitung von PRO ASYL vor allem die kata-

strophalen Auswirkungen von Dublin II

auf den Flüchtlingsschutz in Mitteleuropa

und die zum Teil völlig unzureichenden

Aufnahmebedingungen für Asylsuchende

in diesen Regionen. Die Dublin II-Verord-

nung regelt, welcher Mitgliedsstaat for-

mal für ein spezifisches Asylverfahren

zuständig ist. Meist ist das der Staat,

der die Einreise des Asylsuchenden 

in das Gemeinschaftsgebiet zugelassen

hat. Verteilt werden Asylsuchende auf

Basis der Fiktion, dass es gleiche Asyl-

standards innerhalb der EU gäbe. Die

Praxis sieht jedoch anders aus: Sowohl

hinsichtlich der Asylanerkennungsquoten

als auch der sozialen Aufnahmebedin-

gungen sind die Unterschiede weiter-

hin groß. So sind beispielsweise tsche-

tschenische Flüchtlinge im Asylverfahren

in der Slowakei nahezu chancenlos. In

Österreich liegt die Asylanerkennungs-

quote bei Tschetschenen hingegen bei

rund 90 Prozent. Ohne ein gemeinsa-

mes, verbindliches europäisches Asyl-

recht gleicht Dublin II einer »Schutzlot-

terie«. PRO ASYL fordert daher die Ab-

schaffung der EU-Verordnung Dublin II.

Europa braucht einen völlig anderen Soli-

daritätsmechanismus bei der Flüchtlings-

aufnahme und nicht ein System, das 

vor allem die Verantwortung für Schutz-

suchende abschiebt.

PRO ASYL hat – erstmals in Europa – ge-

meinsam mit der tschechischen Partner-

organisation Organization for Aid to Re-

fugees (OPU) im Januar 2006 in Prag ein

Seminar zur Praxis und den Auswirkun-

gen der Dublin II-Verordnung veranstal-

tet. Fünf weitere Seminare in Krakau,

Wien, Budapest, Lublijana und Berlin so-

wie drei große internationale Konferen-

zen in Prag, Tutzing und nochmals Prag

folgten. Die dort vorgestellten Länderbe-

dass Zurückweisungen an der Grenze 

in andere EU-Staaten bereits auf Ver-

dacht erfolgen können. Außerdem sollen

Flüchtlinge keinen Eilrechtsschutz gegen

rechtswidrige Entscheidungen in dieser

Hinsicht mehr erhalten. 

PRO ASYL hat scharf kritisiert, wie euro-

päische Mindeststandards in nationales

Recht umgesetzt werden sollen. So hat

das Bundesinnenministerium einige EU-

Richtlinien, die über den Stand der deut-

schen Rechtslage hinausweisen, nicht in

den Gesetzesentwurf eingearbeitet. Dar-

unter fällt auch die gesetzliche Altfall-

regelung für langjährig Geduldete (siehe

Bleiberecht).

Nicht nur von PRO ASYL, auch von an-

deren Menschenrechtsorganisationen,

Kirchen und Gewerkschaften sowie dem

UNHCR hagelte es Kritik am geplanten

Gesetzesentwurf – vor allem an der ge-

planten Verschärfung des Ehegatten-

nachzugs. Dass künftig nachziehende

Ehegatten schon vor der Einreise nach

Deutschland Sprachkenntnisse nachwei-

sen sollen, haben nicht nur die Verbände

und Kirchen, sondern auch juristische

Experten als verfassungswidrigen Ein-

griff in den Schutz von Ehe und Familie

bezeichnet. 

PRO ASYL hat eine umfassende Stellung-

nahme zu den praktischen Erfahrungen

und Problemen mit dem Zuwanderungs-

gesetz erarbeitet und veröffentlicht. Das

Papier veranschaulicht die Praxisprob-

leme mit zahlreichen Fallbeispielen. Zur

Lösung der Probleme hat PRO ASYL un-

zählige Änderungen der Rechtslage so-

wie der Verwaltungspraxis vorgeschla-

gen. 

Im Juli 2006 hat das Bundesinnenmini-

sterium einen Evaluierungsbericht her-

ausgegeben und fast ausschließlich wei-

tere Verschärfungen als Ergebnis der

Evaluierung präsentiert. PRO ASYL hat

diesen Bericht als »Katalog der asyl- und

migrationspolitischen Grausamkeiten«

gebrandmarkt und die Öffentlichkeit in

einem langen Papier zu den geplanten

Verschärfungen aufgeklärt.

Der Inhalt des überarbeiteten Gesetzent-

wurfs wurde im Februar 2007 bekannt.

Der Entwurf enthielt eine restriktive ge-

setzliche Bleiberechtsregelung, anson-

sten blieb es beim Verschärfungskata-

log. PRO ASYL hat gemeinsam mit dem

Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB)

und dem Interkulturellen Rat in der Öf-

fentlichkeit eine kritische Auseinander-

setzung initiiert.
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Residenzpflicht und Haft

Die Bewegungsfreiheit von nicht-inhaf-

tierten Asylsuchenden wird in allen sie-

ben untersuchten Ländern auf unter-

schiedliche Weise eingeschränkt. Die in

der Richtlinie verankerte Möglichkeit, die

sogenannte Residenzpflicht nach dem

deutschen Modell einzuführen, haben die

fünf neuen Mitgliedstaaten bisher nicht

aufgegriffen. Österreich hat für die Zeit

des Zulässigkeitsprüfungsverfahrens die

Residenzpflicht nach dem deutschen Mo-

dell installiert.

Die Unterbringung von Flüchtlingen in 

Lagern oder Haftanstalten wird in vielen

europäischen Ländern immer mehr zur

Normalität. Hinzu kommt z.B. in Deutsch-

land die zwangsweise Unterbringung in

so genannten Ausreisezentren bzw. -la-

gern, in denen Flüchtlinge unter extremer

Freiheitsbeschränkung so lange schika-

niert werden, bis sie sich zur »freiwilligen

Ausreise« entschließen. Die Zustände in

den Haftanstalten und Lagern sind – wie

von PRO ASYL vielfach dokumentiert –

vielerorts mehr als besorgniserregend.

PRO ASYL fordert daher nachdrücklich

ein Ende der exzessiven Inhaftierung und

Lagerunterbringung von Schutzsuchen-

den.

Grenzüberschreitende Kooperation 

Aus Sicht von PRO ASYL ist es wich-

tig, nachhaltige Arbeitsbeziehungen zu

den Partnern aus dieser Region zu ent-

wickeln. Der europäische »Verschiebe-

bahnhof« im Zuge von Dublin II zwingt,

im Einzelfall effizient und grenzüber-

schreitend zu agieren. Die enge Zu-

sammenarbeit von PRO ASYL und der

Partnerorganisation in Prag verhinderte

beispielsweise ein dauerhaftes Ausein-

anderreißen einer irakischen Flüchtlings-

familie. Interventionen der Partner in

Österreich verhinderten die Abschiebung

eines kurdischen Asylsuchenden, der mit

einer Deutschen verheirat ist, nach Ru-

mänien. Sie veranlassten, dass der in-

haftierte junge Mann adäquat beraten

wurde, um eine legale Familienzusam-

menführung einzuleiten. 

PRO ASYL setzt mit seinen Partnern dem

europäischen Trend der Nichtzuständig-

keits- und Abschreckungspolitik eine zivil-

gesellschaftliche transnationale Koope-

ration entgegen. Die in den letzten Jah-

ren im Rahmen des Europa-Projekts von

PRO ASYL erarbeiteten Kooperationen

werden fortgesetzt.

richte und Analysen waren auch Bestand-

teil der Evaluierung des European Coun-

cil on Refugees and Exiles (ECRE) zum

Thema Dublin II vom Frühjahr 2006. 

Aufnahmebedingungen

Der bedrückende Befund, den PRO ASYL

der EU-Kommission und dem Europapar-

lament schließlich übermittelt hat, ist:

Die Richtlinie zu den sozialen Aufnahme-

bedingungen von Asylsuchenden wird in

Deutschland gar nicht, und in den ande-

ren Staaten Mitteleuropas nur teilweise

umgesetzt. Die Richtlinie gewährt höhe-

re Standards vor allem für besonders

hilfsbedürftige Personen. Folteropfer und

Traumatisierte haben einen Anspruch

auf adäquate Behandlung und Therapie.

In den fünf neuen EU-Mitgliedsstaaten

gibt es mit Ausnahme von Tschechien

keinerlei Behandlungsmöglichkeiten für

besonders Schutzbedürftige. Therapie-

plätze für Folteropfer stehen überhaupt

nicht zur Verfügung. In Österreich und

Deutschland gibt es sie nicht im ausrei-

chenden Maße. 

In der gesamten Untersuchungsregion,

deren Einwohnerzahl etwa ein Drittel der

heutigen EU ausmacht, sind stark rück-

läufige Asylzahlen und ein besorgniser-

regender Trend zur Inhaftierung von Asyl-

suchenden zu verzeichnen. 

In Deutschland und in Österreich werden

aufgrund der Dublin II-Verordnung immer

mehr Asylsuchende inhaftiert und ab-

geschoben. Deutschland stellte im Jahr

2006 etwa 1.700 sogenannte Über-

nahmeersuchen an die sechs im Projekt

vertretenen Staaten. 700 Asylsuchende

wurden zwangsweise in diese Länder

überstellt. 

PRO ASYL kritisiert in seinem Endbericht

an die EU-Institutionen die Überstellung

von schwer kranken, traumatisierten

Menschen aus Deutschland und Öster-

reich nach Polen, Tschechien, Ungarn

und in die Slowakei. Folteropfer werden

in die neuen EU-Länder zurückgeschickt,

obwohl dort noch keine adäquaten medi-

zinischen und therapeutischen Behand-

lungsmöglichkeiten existieren. 

Auch macht Deutschland von der Mög-

lichkeit, aus humanitären Gründen von

einer Abschiebung bzw. Überstellung ab-

zusehen und das Verfahren im eige-

nen Land durchzuführen, so gut wie nie

Gebrauch. Gerade weil die neuen EU-

Staaten ihre Asyl- und Aufnahmesysteme

noch aufbauen, erweist sich die Abschie-

bepolitik Deutschlands und auch Öster-

reichs als inhuman gegenüber Schutz-

suchenden und als unsolidarisch ge-

genüber den östlichen Nachbarstaaten.
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Kooperationspartner José Palazón von

der Kinderhilfsorganisation PRODEIN

(Asociación Pro Derechos de la Infancia)

führte PRO ASYL u. a. Gespräche mit

Flüchtlingen. Die Treffen mit Betroffenen

und Vertretern von Menschenrechtsorga-

nisationen ergaben ein dramatisches

Bild: Immer wieder werden Flüchtlinge an

der Grenze schwer verletzt oder kommen

bei dem Versuch, den Grenzzaun mit sei-

nem messerscharfen Stacheldraht zu

überwinden, ums Leben. Verstöße gegen

völkerrechtliche Abkommen sind traurige

Normalität.

PRO ASYL hat die Ergebnisse der Re-

cherchereise veröffentlicht und den men-

schenrechtswidrigen Umgang mit Flücht-

lingen in Melilla angeprangert. Gleich-

zeitig hat PRO ASYL die Öffentlichkeit

gebeten, sich an einer breit angelegten

Postkartenaktion mit Appellen an die Re-

gierungen Spaniens und Marokkos und

an die deutsche EU-Ratspräsidentin An-

gela Merkel zu beteiligen. Darin werden

die Regierungsvertreter aufgefordert,

sich für einen menschenrechtskonfor-

men Umgang mit Migranten und Flücht-

lingen einzusetzen. Tausende Menschen

haben sich an dieser PRO ASYL-Aktion

beteiligt.

Zur Veranschaulichung des Themas hat

PRO ASYL die deutsche Bearbeitung 

einer Filmdokumentation von PRODEIN

über die bedrückende Situation an der

Grenze mitgefördert und publiziert. Zahl-

reiche Initiativen und Aktive verwenden

die Filmdokumentation inzwischen be-

gleitend zu Veranstaltungen.

Italien

Nicht nur zu Lande, auch zur See wird 

die Situation für Flüchtlinge an den EU-

Außengrenzen zunehmend dramatisch,

der Umgang mit ihnen immer restriktiver.

Die Bilder seeuntauglicher Boote, die

hoffnungslos überfüllt mit Flüchtlingen

auf dem Mittelmeer treiben, sind mittler-

weile erschreckende Alltäglichkeit. Was

mit den Menschen geschieht, denen es

gelingt, das »rettende Ufer« zu erreichen,

hat Judith Gleitze, Vorstandsmitglied von

PRO ASYL und Geschäftsführerin des

Flüchtlingsrats Brandenburg, dokumen-

tiert. Unterstützt von PRO ASYL hat sie

sich gemeinsam mit Alice Schultz im 

August 2006 auf den Weg gemacht, um

Flüchtlingsschicksale in Italien zu recher-

chieren. Ihr Bericht enthüllt bestürzen-

de Verflechtungen von polizeilicher Will-

kür, systematische Menschenrechtsver-

letzungen und eine informationspolitisch

organisierte Mauer des Schweigens. 

Die Ergebnisse der Reise haben Judith

Gleitze und Alice Schultz in der Dokumen-

RECHERCHEREISEN AN DIE 
EU-AUSSENGRENZEN

PRO ASYL hat in Kooperation mit ande-

ren Organisationen mehrere Recherche-

reisen unternommen, um die Auswirkun-

gen des europäischen Grenzregimes auf

die Lebensbedingungen von Flüchtlingen

zu dokumentieren. 

Ukraine 

Von der Ostgrenze der Europäischen

Union hatte PRO ASYL regelmäßig Nach-

richten über Menschenrechtsverletzun-

gen erhalten. Eine Recherchereise in die

Ukraine konnte dies belegen und liefer-

te zum Teil erschütternde Details. Die

Reise führte PRO ASYL im August 2006

gemeinsam mit Ferenc Köszeg vom Un-

garischen Helsinki-Komitee durch. Ziel-

und Recherchepunkt waren die Flücht-

lingssammellager in Pavshino und Tschop

an der Grenze zu Ungarn. 

Die Recherchegruppe konnte sich da-

von überzeugen, dass Flüchtlinge dort

unter schlimmsten Konditionen inhaf-

tiert werden. Den Lageralltag kennzeich-

nen Überwachung, Isolation und zahl-

reiche Rechtsbrüche. In Gesprächen

schilderten einige Häftlinge auch ge-

walttätige Übergriffe durch das Wach-

personal. Immer wieder kommt es zu

Kettenabschiebungen, d.h. Polizisten in

der Slowakei schieben Schutzsuchende

zurück in die Ukraine, ohne ihnen die

Gelegenheit zur Asylantragstellung zu

geben. In der Ukraine – so Erfahrungen

aus der Recherchereise – werden die

Betroffenen bis zu ihrer Abschiebung in

ihre Herkunfts- oder Drittländer in Lager

wie Tschop und Pavshino gesteckt. PRO

ASYL hat die Ergebnisse der Reise im

Heft zum Tag des Flüchtlings 2007 so-

wie auf der Homepage veröffentlicht

und wird die Situation von Flüchtlingen

in und an der Ukraine weiterhin im Auge

behalten. 

Ferenc Köszeg, Aktivist und Gründer des

Ungarischen Helsinki-Komitees, ist von

der Stiftung PRO ASYL für seine hart-

näckigen Recherchen und seinen uner-

müdlichen Einsatz für die Menschen-

rechte mit dem Stiftungspreis ausge-

zeichnet worden (siehe Stiftungspreis).

Melilla (Spanien)

Nachdem bei PRO ASYL zunehmend

Nachrichten über Menschenrechtsver-

letzungen am Grenzzaun der spanischen

Enklave Melilla eingetroffen waren, woll-

ten wir uns selbst ein Bild von der Lage

vor Ort machen. Im Februar 2006 führte

PRO ASYL eine Recherchereise dorthin

durch. Gemeinsam mit dem spanischen
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Aktion zum Tag des Flüchtlings

Eine erfreuliche bundesweite Resonanz

fand auch der Aufruf von PRO ASYL, zum

Tag des Flüchtlings im Rahmen der Inter-

kulturellen Woche vom 24. - 30. Septem-

ber 2006 Veranstaltungen unter dem

Motto »Flüchtlingsschutz im Abseits«

durchzuführen. Von den insgesamt rund

3.000 während der Woche bundesweit

durchgeführten Aktionen standen viele

im flüchtlingsspezifischen Kontext. Da-

bei war neben der europäischen Flücht-

lingspolitik das zentrale Thema »Bleibe-

recht für Geduldete«.

WM-Kampagne

PRO ASYL hat die Fußballweltmeister-

schaft 2006 zum Anlass genommen,

eine weitere Aktion zum Thema »Bleibe-

recht« zu starten. Mit Plakaten, Auf-

klebern und Postkarten mit dem Titel

»Deutschland wird Abschiebe-Weltmei-

ster!« und einer Unterschriftensammlung

für eine großzügige Bleiberechtsregelung

hat PRO ASYL die Öffentlichkeit über 

die inakzeptablen Abschiebungspraktiken

des WM-Gastgeberlandes informiert und

dazu aufgerufen, einen Appell an den

Deutschen Bundestag zu unterstützen.

Alle Materialien fanden eine sehr gute

Resonanz und wurden von Initiativen und

Aktiven in der Flüchtlingsarbeit bundes-

weit verteilt und geklebt. Nicht zuletzt

war die damit in Verbindung stehende

Unterschriftenaktion für eine Verhinde-

rung von Kettenduldungen und für die

Schaffung einer endgültigen Bleiberechts-

regelung für langjährig in Deutschland le-

bende Geduldete ein Erfolg: Fast 30.000

Menschen haben den Aufruf unterzeich-

net. Am 28. September 2006 hat PRO

ASYL gemeinsam mit einer Gruppe jun-

ger Flüchtlinge aus Berlin die Unterschrif-

ten dem Petitionsausschuss des Bun-

destages übergeben. 

KRITIK AN DEN ENTSCHEIDUN-
GEN DES BUNDESAMTS FÜR 
MIGRATION UND FLÜCHTLINGE

Seit Jahren kritisiert PRO ASYL die 

Qualität der Entscheidungen des Bun-

desamts für Migration und Flüchtlinge

(BAMF). Trotz formal existierender Quali-

tätssicherungsmechanismen gibt es wei-

terhin viele mangelhafte Entscheidun-

gen, die nur zum Teil von den Verwal-

tungsgerichten korrigiert werden. Eine

positive Ausnahme stellen Verfahren

dar, in denen sich überwiegend Frauen

auf geschlechtsspezifische Verfolgung

berufen. Hier ist festzustellen, dass sich

ein Teil der Entscheider nach Inkrafttre-

ten des Zuwanderungsgesetzes offenbar
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tation »Zonen der Rechtlosigkeit – eine

Reise auf den Spuren der Flüchtlin-

ge durch Süditalien« zusammengefasst.

PRO ASYL hat sie gemeinsam mit dem

Flüchtlingsrat Brandenburg veröffentlicht.

KOOPERATIONEN GEGEN 
FREMDENFEINDLICHKEIT UND
RASSISMUS

PRO ASYL hat im Berichtszeitraum bishe-

rige Kooperationen mit Bündnispartnern

wie z.B. »Netz gegen Rassismus« und

»Forum Menschenrechte« fortgeführt.

Eine besondere Rolle im Einsatz für eine

Gesellschaft ohne Fremdenfeindlichkeit

und Rassismus spielte dabei die Mobili-

sierung zur Internationalen Woche gegen

Rassismus vom 17. bis 25. März 2007.

Gemeinsam mit dem Interkulturellen Rat

in Deutschland hat PRO ASYL zur Woche

in einem Faltblatt dazu aufgerufen, Ver-

anstaltungen zum Thema »Bleiberecht

für Geduldete« und gegen Fremdenfeind-

lichkeit durchzuführen. Mehr Menschen

und Initiativen als jemals zuvor beteilig-

ten sich mit über 500 Aktionen bundes-

weit an der Woche. 

Diese Bereitschaft zum Engagement 

ist ein wichtiges und ermutigendes Zei-

chen – gerade auch im Einsatz für Flücht-

linge – angesichts des kontinuierlichen

Anstiegs politisch rechts motivierter

Straftaten und des Vordringens rassisti-

scher und fremdenfeindlicher Einstellun-

gen bis in die Mitte der Gesellschaft.

Aktion Mensch

Auch »Aktion Mensch« gehörte im Be-

richtszeitraum zu den Projektpartnern

von PRO ASYL. Gemeinsam wurde im

Rahmen des Gesellschafter-Projektes

die Broschüre »Leben im Niemandsland«

herausgegeben, die fundiert und leicht

verständlich über die Lebenssituation

verfolgter Menschen informiert und Ba-

sisinformationen zu den Themen Flucht

und Asyl vermittelt. Außerdem soll sie

dazu beitragen, Vorurteile abzubauen,

Flüchtlinge stärker als Teil dieser Gesell-

schaft wahrzunehmen und sich für ihre

Belange einzusetzen. Die Broschüre wird

als Grundlage für Veranstaltungsreihen

und Unterrichtsstunden inzwischen stark

angefragt. Der Veröffentlichungszeitpunkt

der Broschüre unmittelbar vor der Inter-

nationalen Woche gegen Rassismus bot

PRO ASYL und »Aktion Mensch« eine

gute Gelegenheit dazu aufzurufen, die

Woche für Aktionen zu Begegnungen und

Kontakten mit Flüchtlingen und Migran-

ten zu nutzen. 
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2007 begann der Strafprozess, den für

PRO ASYL Dr. Rolf Gössner, Rechtsan-

walt, Publizist und Präsident der Interna-

tionalen Liga für Menschenrechte, beob-

achtet.

Anlässlich der Prozesseröffnung am 27.

März 2007 warf er der Staatsanwalt-

schaft vor, bei den Ermittlungen teilweise

gravierende Widersprüche ignoriert, sich

frühzeitig auf die Version, Jalloh habe

sich selbst angezündet, festgelegt und

damit die Version der Angeklagten über-

nommen zu haben. Demnach habe das

Opfer eine schwer entflammbare Matrat-

ze trotz Fesselung selbst angezündet mit

einem Feuerzeug, das bei einer Perso-

nenkontrolle übersehen worden sein soll

und das auch nach dem Brand erst bei

einer zweiten Zellendurchsuchung gefun-

den wurde. Das werfe viele Fragen auf,

die das Landgericht klären muss. Letzt-

lich ist die Frage noch offen: War es

Selbsttötung, die durch rechtzeitiges Re-

agieren hätte verhindert werden können,

war es unterlassene Hilfeleistung, fahr-

lässige Tötung oder etwa Mord aus ras-

sistischer Motivation?

In derselben Zelle Nummer 5 des Des-

sauer Polizeireviers war bereits im Jahr

2002 ein 36-jähriger Obdachloser umge-

kommen. Dienst tat damals einer der

jetzt auch angeklagten Polizeibeamten.

Damals wurde das Ermittlungsverfahren

gegen ihn eingestellt.

PRO ASYL misst diesem Prozess auch

deshalb große Bedeutung zu, weil es im-

mer wieder vorkommt, dass Angehörige

sozialer Randgruppen in Polizeigewahr-

samen schwer verletzt werden oder ums

Leben kommen, darunter Migranten,

Flüchtlinge und Schwarze. Zusammen

mit der Internationalen Liga für Men-

schenrechte und einer internationalen

Delegation von Teilnehmern aus Frank-

reich, Großbritannien und Südafrika hat

PRO ASYL es sich zur Aufgabe gemacht,

die rückhaltlose Klärung der polizeilichen

Verantwortung anzumahnen. 

AUSLIEFERUNGSVERFAHREN
TÜRKISCHER OPPOSITIONELLER

Im Berichtszeitraum erhielt PRO ASYL zu-

nehmend Informationen über Ausliefe-

rungsverfahren gegen türkische Staats-

angehörige, die als Asylbewerber und

Asylberechtigte in Deutschland leben. In

Kooperation mit den jeweiligen Rechts-

anwälten verschaffte sich PRO ASYL 

einen Überblick über die Fallkonstella-

tionen, gewährte in Einzelfällen Rechts-

schutz, setzte sich beim Bundesministe-

rium der Justiz für eine genaue Prüfung

der Auslieferungsanträge ein. In den mei-
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intensiv mit Genderaspekten befasst

hat. Nach jahrelangem Einsatz von PRO

ASYL und anderen Nichtregierungsorga-

nisationen zu diesem Thema ist dies er-

freulich.

Ansonsten ist die Entscheidungsqualität

desolat. Zu diesem Ergebnis kam eine

von PRO ASYL in Auftrag gegebene und

veröffentlichte Untersuchung, in der sich

Dr. Ines Welge mit der Qualität von Ver-

fahren eritreischer Asylantragsteller aus-

einandergesetzt hat. Untersucht wurden

77 Verfahren aus sechs Jahren. Festge-

stellt wurden häufige Verstöße gegen

zentrale Verfahrensgrundsätze sowie

teilweise inkompetente, einseitige und

unfaire Anhörungen. In zahlreichen Ver-

fahren war die Person, die anhörte, nicht

identisch mit der Person, die über den

Antrag entschied. Die Glaubwürdigkeit

wurde nach Aktenlage überwiegend zum

Nachteil der Betroffenen beurteilt. Das

Bundesamtsprotokoll genügt oft forma-

len Anforderungen nicht, wesentliche

Dinge sind nicht festgehalten, Nach-

fragen von Bundesamtsseite manchmal

nur summarisch protokolliert. In den Be-

scheiden fehlt dann die Auseinander-

setzung mit wichtigen Aussagen, die zum

Teil im Protokoll noch zu finden sind.

PRO ASYL hat die Untersuchung den Ver-

waltungsgerichten zugänglich gemacht

und das Bundesamt um eine fachliche

Auseinandersetzung unter Beteiligung

der Autorin gebeten. Auf Nachfragen der

Medien hat das Bundesamt jedoch bis-

lang nur die Seriosität der Untersuchung

bezweifelt – unter Verweis auf eine an-

geblich zu geringe Prüfquote. PRO ASYL

hält dies für nicht stichhaltig. Außerdem:

Der Einzelfall zählt. Deshalb lautet die

Forderung von PRO ASYL: Es muss eine

Qualitätskontrolle im Bundesamt statt-

finden, die verhindert, dass fehlerhafte

Bescheide das Haus verlassen. Dieses

Vieraugenprinzip ist problemlos mach-

bar.

PRO ASYL hat die Untersuchung auch den

Bundestagsabgeordneten der zuständi-

gen Ausschüsse zugesandt und wird dar-

auf drängen, dass sich der Innenaus-

schuss mit dem Thema befasst.

PROZESSBEOBACHTUNG 
ZU TOD IM POLIZEIGEWAHRSAM

Am 7. Januar 2005 verbrannte Oury Jal-

loh in einer Zelle im Dessauer Polizei-

gewahrsam. Wieder einmal dauerte es

Jahre, bis es in einem Fall, in dem die

Verantwortlichkeit von Polizeibeamten in

Rede stand, zur Anklage kam. Ende März
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Ausgrenzungserfahrungen, die jugendli-

che Flüchtlinge in Schule, Studium sowie

beim Zugang zum Arbeitsmarkt als Re-

sultat gesetzlicher Vorgaben machten,

stehen dem Ziel einer konsequenten 

Integrationspolitik ebenso im Wege wie

ihr oftmals lange ungeklärter ausländer-

rechtlicher Status. 

PRO ASYL bemüht sich seit Jahren ge-

meinsam mit anderen Menschenrechts-

organisationen auf politischer und öf-

fentlicher Ebene um eine gesetzliche Im-

plementierung des Kindeswohls. Das

Bundesinnenministerium hat dies bis-

lang jedoch abgetan. Den 15. Jahrestag

hat PRO ASYL daher zum Anlass ge-

nommen in einem erneuten Appell die

Bundeskanzlerin aufzufordern, ein kinder-

freundliches und integrationspolitisch

bedeutsames Signal zu setzen und den

zentralen Elementen der UN-Kinderrechts-

konvention, dem Diskriminierungsverbot

und dem Kindeswohlvorrang für Flücht-

lingskinder in Deutschland endgültig Gel-

tung zu verschaffen.

Zeitnah zum Jahrestag hat PRO ASYL

den Film »Leben im Zwischenraum – Ein

Film über den Alltag von Flüchtlingskin-

dern in Deutschland« von Mischa Wilcke

und Patrick Protz publiziert. Der Film kann

über PRO ASYL bezogen werden.

DER PRO ASYL-RECHTSHILFE-
FONDS

Aus dem Rechtshilfefonds wurden im

Jahr 2006 über 300 Verfahren finanziert.

Einige Schwerpunkte bilden Verfahren

von Flüchtlingen

– deren Anerkennung widerrufen wurde,

– die um ihr Bleiberecht kämpfen,

– deren Asylantrag trotz erlittener Folter

abgelehnt wurde,

– die schwer krank sind, im Herkunfts-

land nicht behandelt werden können

und denen die Behörden dennoch die

Abschiebung androhen,

– die im Rahmen der Dublin II -Verord-

nung ohne Berücksichtigung humani-

tärer Belange in einen anderen Staat

überstellt werden sollen.

Naturgemäß hat die von der Innen-

ministerkonferenz beschlossene Bleibe-

rechtsregelung eine Fülle von Umset-

zungsfragen aufgeworfen, die sich auf

den Rechtshilfefonds auswirken.

Großzügig gefördert werden Fälle aus

dem Flughafenasylverfahren, weil hier

der Fristendruck oftmals faire Verfah-

ren ausschließt. PRO ASYL bemüht sich,

dass Minderjährige möglichst immer

adäquat vertreten werden und musste

feststellen, dass die Chance von Asylan-

tragstellern im Flughafenverfahren dra-
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sten Fällen konnte die Auslieferung in

den Herkunfts- und potentiellen Verfol-

gerstaat verhindert werden. So auch im

Fall des anerkannten kurdischen Flücht-

lings Yusuf Karaca. Mit intensiver Öffent-

lichkeits- und Lobbyarbeit hat sich PRO

ASYL für eine Verhinderung der Ausliefe-

rung von Yusuf Karaca in die Türkei ein-

gesetzt. PRO ASYL hat das gerichtliche

Klageverfahren begleitet und aus dem

Rechtshilfefonds unterstützt. Mit Erfolg:

Im August entschied das zuständige Ge-

richt: Yusuf Karaca wird nicht in seinen

Verfolgerstaat ausgeliefert.

Hinter dem Problem scheint eine Strate-

gie der Türkei zu stehen. Man versucht,

politischer Oppositioneller habhaft zu

werden, die zum Teil vor mehr als einem

Jahrzehnt in der Türkei verurteilt worden

sind. In vielen Fällen waren die Anklagen

konstruiert, vorliegende Geständnisse

oder Zeugenaussagen durch Folter oder

Misshandlungen zustande gekommen,

die Verfahren unfair. Bereits im Januar

hatte Helmut Oberdiek im Auftrag von

amnesty international, der Holtfort-Stif-

tung und der Stiftung PRO ASYL die

»Rechtsstaatlichkeit politischer Verfah-

ren in der Türkei« untersucht und war in

seinen Gutachten zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass erfolterte Zeugenaussa-

gen oder Geständnisse bis in die höch-

sten Instanzen der türkischen Gerichte

verwendet werden und Verurteilungen

auf sie gestützt werden. 

PRO ASYL wird den Erfahrungsaus-

tausch mit amnesty international und

den an den Verfahren beteiligten Rechts-

anwältinnen und Rechtsanwälten fortset-

zen und beabsichtigt, Gutachtenaufträge

zu einigen Themen im Zusammenhang

mit Auslieferungsverfahren zu vergeben.

EINSATZ FÜR KINDERRECHTE

Aus Anlass des 15. Jahrestages der Rati-

fizierung der UN-Kinderrechtskonvention

(KRK) am 5. April 2007 hat PRO ASYL

Bundeskanzlerin Merkel in einem offe-

nen Brief aufgefordert, sich entschieden

dafür einzusetzen, dass die deutsche

Vorbehaltserklärung zur KRK zurückge-

nommen wird. Die Erklärung ermöglicht

eine unterschiedliche Behandlung von

ausländischen und inländischen Kindern.

PRO ASYL hat in seinem Schreiben auf

die paradoxe Erfahrung  hingewiesen,

dass sich die Lage der Flüchtlingskinder

seit der Ratifizierung stetig verschlech-

tert habe und der aktuell vorliegende 

Gesetzentwurf zur Änderung des Zuwan-

derungsgesetzes diese Tendenz fortset-

ze. So sollen z.B. minderjährige Flücht-

linge künftig die Beweislast für den Nach-

weis ihres Alters selbst tragen. 
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Im Berichtszeitraum war ein verstärkter

Beratungsbedarf bei Flüchtlingen festzu-

stellen, denen der zuvor erteilte Asylsta-

tus wieder entzogen wurde. Von solchen

»Widerrufsverfahren« sind insbesondere

Tausende Irakerinnen und Iraker betrof-

fen. Der Entzug des Flüchtlingsschutzes

in Verbindung mit der verheerenden Men-

schenrechts- und Sicherheitslage im Irak

hat bei vielen große Ängste ausgelöst

und sie sich hilfesuchend an PRO ASYL

wenden lassen.

Darüber hinaus ist die Zahl der so ge-

nannten Dublin II-Fälle stark angestie-

gen. Fälle mit Dublin II-Kontext binden in-

zwischen einen erheblichen Teil der Be-

ratungsarbeit der Mitarbeitenden bei PRO

ASYL. Rückmeldungen von Flüchtlingen

und Unterstützern haben gezeigt, dass

PRO ASYL als einer der wenigen kompe-

tenten Ansprechpartner in Deutschland

zu dieser Thematik angefragt wird. Durch

die begleitende und beratende Arbeit von

PRO ASYL konnte so oftmals eine Lö-

sung für die von der Dublin II-Regelung

betroffenen Flüchtlinge gefunden werden:

So konnte z.B. erreicht werden, dass in

konkreten Fällen die Abschiebung verhin-

dert und das Asylverfahren in Deutsch-

land durchgeführt wurde, oder in anderen

Fällen, dass die Betroffenen nach einer

Abschiebung in den zuständigen EU-Staat

zumindest von Menschenrechtsorganisa-

tionen und/oder PRO ASYL-Koopera-

tionspartnern vor Ort Unterstützung und

Hilfestellung erhielten. Aus der gemein-

samen Arbeit an Einzelfällen haben sich

außerdem Kooperationen zwischen PRO

ASYL und seinen europäischen Partnern

intensiviert.

PRO ASYL hat im Berichtszeitraum zwölf

Online-Newsletter mit Meldungen aus

dem Inland und europäischen Ausland zu

flüchtlings- und asylrelevanten Themen

veröffentlicht. Als Grundlage zur Stär-

kung ehrenamtlicher Strukturen der

Flüchtlingshilfe vor Ort und zur Versor-

gung mit relevanten Informationen ist

der monatlich erscheinende Newsletter

zunehmend gefragt. Er wird mittlerweile

von fast 2.600 Abonnenten kostenlos

bezogen. Für Interessenten ist er auf der

Homepage oder im E-Mail-Abonnement

abrufbar. Mehr als 60.000 monatliche

Zugriffe auf die Homepage von PRO

ASYL zeigen die Bedeutung des Ange-

botes. Newsletter, Telefon- und E-Mail-

Dienst wurden im Berichtszeitraum vom

Europäischen Flüchtlingsfonds der EU

gefördert.
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stisch zunimmt, wenn sie bereits anwalt-

lichen Beistand bei der Anhörung bekom-

men.

Wie in den Vorjahren wurden aus dem

Rechtshilfefonds wieder medizinisch-psy-

chologische Gutachten für traumatisierte

Flüchtlinge finanziert. PRO ASYL kritisiert,

dass solche Gutachten in den seltensten

Fällen von Seiten des Bundesamts und

der Gerichte veranlasst werden. Den-

noch wachsen gerade die Anforderungen

der Gerichte an Qualität und Umfang sol-

cher Gutachten ständig. Eine besonders

verletzliche Gruppe würde in vielen Fäl-

len keine Chance haben, zu ihrem Recht

zu kommen, wenn es den Rechtshilfe-

fonds von PRO ASYL nicht gäbe.

Ein Beispiel für erfolgreich unterstützte

Verfahren:

Herr H. flieht vor 6 Jahren aus dem Irak.

Er ist nach einem Bombenanschlag im

Irak 100 Prozent schwerbehindert und

auf die Hilfe Dritter angewiesen. 2006

gelingt es seiner Frau mit den beiden

Kindern in die BRD zu kommen. Nach 

ihrer Einreise betreibt das BAMF ihre

Rückführung in die slowakische Repu-

blik, wo sie auf ihrem Fluchtweg aufge-

griffen worden war. Nachdem das Eilver-

fahren gegen die Rückführung positiv

verlaufen war, zieht das BAMF seinen

Rückführungsbescheid zurück. Die Fami-

lie kann zusammen hier bleiben.

EINZELFALLHILFE UND BUNDES-
WEITER INFORMATIONSDIENST

Die Mitarbeitenden im Bereich des Tele-

fon- und E-Mail-Angebots decken eine

Vielfalt an Beratungs- und Servicelei-

stungen ab – für Betroffene, Unterstüt-

zer, Interessenten. Im Jahr 2006 hatte

PRO ASYL mit mehreren Tausend Einzel-

fällen zu tun. Allein die Mitarbeiter der

zuständigen Abteilung nehmen täglich

durchschnittlich 25 Anrufe entgegen, 

hinter denen ein Beratungsbedarf steht 

und bearbeiten 11 schriftliche Anfragen,

größtenteils E-Mails, am Tag. Der verbes-

serte Internetauftritt von PRO ASYL hat

weiterhin dazu beigetragen, dass die An-

zahl der Kontakte und der Beratungswün-

sche leicht ansteigt. Vor allem die De-

batte um die Bleiberechtsregelung und

die Angst vor einer baldigen Abschiebung 

haben bei vielen Langzeitgeduldeten zu

Verunsicherung geführt, weshalb sie sich

ratsuchend an PRO ASYL gewandt ha-

ben. Auch die Entwicklungen in Bezug

auf die geplanten Änderungen des Zu-

wanderungsgesetzes haben eine ent-

sprechende Nachfrage nach Beratung

und Unterstützung in der PRO ASYL-Ge-

schäftsstelle ausgelöst. 
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zier Vladimir Daschkewitsch in Italien vor

Gericht. Man wir ft ihnen vor, sich in ei-

nem besonders schweren Fall der »illega-

len Einschleusung« schuldig gemacht zu

haben. PRO ASYL begleitet den Prozess.

Die Stiftung PRO ASYL ehrte Kapitän

Schmidt stellvertretend für seine Zivil-

courage und seine Menschlichkeit.

Den Stiftungspreis 2007 wird PRO ASYL

am 8. September 2007 in Frankfurt an

José Palazón Osma und Maite Echarte

Mellado von der spanischen Kinder-

rechtsorganisation Pro Derechos de la

Infancia (PRODEIN) für ihren mutigen Ein-

satz für Flüchtlinge und Migranten an der

EU-Außengrenze in Melilla verleihen. Mit

Fotos, Filmdokumenten, Berichten von

Opfern und Zeugen und dem eindringli-

chen Appell, die Todesfälle aus 2005

und 2006 aufzuklären und die Menschen-

rechtsverletzungen an der Grenze zu be-

enden, hat sich PRODEIN immer wie-

der an die verantwortlichen Politiker und 

die Öffentlichkeit gewandt. Durch ihren 

humanitären Einsatz und eine intensive

Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit konnte

PRODEIN zudem – trotz großer Wider-

stände – erreichen, dass unbegleitete

Minderjährige aus Marokko in Melilla in-

zwischen durchweg in staatliche Obhut

genommen werden. 
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STIFTUNG PRO ASYL – 
ERSTMALIG MENSCHENRECHTS-
PREIS VERLIEHEN

Die Stiftung PRO ASYL hat im Jahr 2006

anlässlich des 20. Jahrestages der Grün-

dung von PRO ASYL erstmals ihren Men-

schenrechtspreis, die PRO-ASYL-Hand,

verliehen. Die feierliche Preisverleihung

fand am 9. September 2006 im Rahmen

der Tagung »Kein Ort, nirgends!« in der

Evangelischen Akademie Tutzing statt.

Der Preis ging jeweils an Ferenc Köszeg

und Stefan Schmidt für ihr beispielhaftes

Eintreten für Flüchtlinge.

Ferenc Köszeg kämpft seit Jahrzehnten

für die Bürger- und Menschenrechte. Er

ist Gründer des European Roma Rights

Centers, des Ungarischen Helsinki-Komi-

tees und anderer Institutionen. Zusam-

men mit Mitstreiterinnen und Mitstrei-

tern hat Ferenc Köszeg zahlreiche Men-

schenrechtsverletzungen dokumentiert

und die katastrophalen Verhältnisse in

den Flüchtlings- und Haftlagern der Ukrai-

ne an die Öffentlichkeit gebracht. Die

Stiftung PRO ASYL ehrte ihn für seinen

unentwegten und unerschrockenen Ein-

satz. 

Die Cap Anamur rettete im Sommer 2004

37 Flüchtlinge, die hilflos mit ihrem

Schlauchboot im Mittelmeer trieben, aus

Seenot. Kapitän Stefan Schmidt tat da-

mit das, was er als seine Pflicht ansah.

Zur Zeit steht er zusammen mit dem da-

maligen Vorsitzenden der Hilfsorganisa-

tion Elias Bierdel sowie dem Ersten Offi-
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EINNAHMEN- UND AUSGABENRECHNUNG 

Einnahmen Euro

Spenden 826.619,45

Mitgliedsbeiträge 980.544,19

Bußgeldzuweisung 38.374,79

Erstattungen für Raumkosten 5.011,86

Zuschüsse 21.886,00

Zuschüsse ICF-Projekt 99.475,60

Zuschüsse EFF-Projekt 153.573,66

Zinserträge 39.732,55

Erbschaften/Vermächtnisse 7.783,67

Erstattungen Gehaltsfortzahlungen 4.226,85

Erlöse aus der Abgabe von Informationsschriften, CD 31.584,02

■ Einnahmen gesamt 2.208.812,64

Ausgaben Euro

Personalkosten 423.779,00 

Soziale Aufwendungen 158.166,67 

Abschreibungen 12.040,43 

● Inhaltliche Arbeit
Öffentlichkeitsarbeit 461.773,30 

Unterstützung Flüchtlingsräte 253.372,13

Projekte, Veranstaltungen 107.709,60

Verfahrenshilfe 118.603,14

Reisekosten 15.468,44

Internetkosten 3.754,96

Zuschuss zur AG Pro Asyl 5.500,00

EU-Projekt (Information and Cooperation Forum) 133.797,71

– davon Gehälter und gesetzl. Sozialaufwand  78.988,28

Beratungs- und Kooperationsprojekt 

(Europäischer Flüchtlings Fonds) 145.646,17

– davon Gehälter und gesetzl. Sozialaufwand  143.693,62

Ausgaben Euro

● Zuführung zu Rücklagen 195.741,06

(Förderung landesw. Flüchtlingsräte, versch. Projekte)

● Kosten der Geschäftsstelle
Raummieten 88.279,23

Porto 5.843,96

Telefon, Fax 7.817,34

Büromaterial 7.666,47

Wartungs-, Miet- und Reparaturkosten 14.173,76

Fachliteratur 3.997,34

rechtl., steuerl. und sonstige Beratungskosten 5.185,13

Buchführungskosten, Gehaltsabrechnung 6.074,13

Abschlussprüfung 5.710,00

Nebenkosten des Geldverkehrs 1.260,77

Sonst. Kosten 388,61 

● Zweckbetrieb Informationsmaterial 27.063,29

Herstellungs- und Versandkosten von 

Informationsschriften und CD

■ Ausgaben gesamt 2.208.812,64



MITGLIEDERENTWICKLUNG

Die Mitgliederentwicklung von PRO ASYL

zeigt weiter eine positive Tendenz: Zum

1. Januar 2007 konnte PRO ASYL erneut

mehr als 13.000 Fördermitglieder ver-

zeichnen, genau 13.653. Das sind 440

mehr als zum gleichen Zeitpunkt im Vor-

jahr. Dabei ist die Anzahl der Austritte –

insgesamt 296 – im Vergleich zum Vor-

jahr weiter zurückgegangen. 

Die Mitgliederzahlen haben sich damit

wie folgt entwickelt:

1. Januar 1998 7.200 Mitglieder

1. Januar 1999 9.100 Mitglieder

1. Januar 2000 9.731 Mitglieder

1. Januar 2001 11.040 Mitglieder

1. Januar 2002 12.207 Mitglieder

1. Januar 2003 12.536 Mitglieder

1. Januar 2004 12.764 Mitglieder

1. Januar 2005 12.882 Mitglieder

1. Januar 2006 13.213 Mitglieder

1. Januar 2007 13.653 Mitglieder

PRO ASYL möchte sich an dieser Stelle

herzlich bei seinen Fördermitgliedern und

ihrer Unterstützung bedanken. Denn es

sind vor allem die regelmäßigen Beiträ-

ge, die das Budget von PRO ASYL kalku-

lierbar und damit eine kontinuierliche Ar-

beit überhaupt erst möglich machen!

Dr. Jürgen Micksch

Vorsitzender

Jost Hess

Schatzmeister

Sigrid Ebritsch

Beisitzerin

Hubert Heinhold

Beisitzer

Förderverein PRO ASYL e.V.

Postfach 16 06 24

60069 Frankfurt/ M.

Telefon: 069/23 06 88

Fax: 069/23 06 50

Internet: www.proasyl.de

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Spendenkonto-Nr. 8047300

Bank für Sozialwirtschaft Köln 

BLZ 370 205 00


